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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes und des 
Zivildienstgesetzes 

— Drucksache 7/3730 — 

zu dem von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

— Drucksache 7/4206 — 

zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Tübler, Dr. Wörner, Dr. Kraske, 
Rommerskirchen, Ernesti, Dr. Klepsch, Ziegler, Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein-Hohenstein, von Hassel, Tillmann, Dr. Jenninger, Dr. Marx 
und der Fraktion der CDU/CSU betr. Prüfungsverfahren für 
Kriegsdienstverweigerer 

— Drucksache 7/2102 — 


A. Problem 

Das derzeitige Anerkennungsverfahren für Kriegsdienstver- 
weigerer bringt für viele Wehrpflichtige Belastungen insbeson- 
dere deshalb mit sich, weil der Instanzenzug (Prüfungsausschuß, 
Prüfungskammer, Verwaltungsgericht, Bundesverwaltungsge- 
richt) zu lang ist, Darlegungsmängel, deren Ursache im man- 
gelnden Ausdrucksvermögen liegen, oft zu Lasten des Antrag- 
stellers gehen und kriegsdienstverweigernde Soldaten mit 
Sanktionen belegt werden können, weil sie vor ihrer unanfecht- 
baren Anerkennung bereits den Waffendienst verweigern und 
dadurch Dienstvergehen und strafbare Handlungen begehen. 
Eine Neuordnung des Anerkennungs Verfahrens ist daher ange- 
zeigt. 


B. Lösung 

Unter Berücksichtigung des Interesses der Kriegsdienstverwei- 
gerer an der Freiheit von jeglichem Zwang gegenüber seiner 
Gewissensentscheidung einerseits und der Sicherung des inne- 
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ren Gefüges der Streitkräfte und ihrer Einsatzbereitschaft ande- 
rerseits, wird folgende Regelung vorgesehen: 

1. Ungediente Wehrpflichtige können gegenüber dem Kreis- 
wehrersatzamt erklären, daß sie sich aus Gewissensgrün- 
den der Beteiligung an jeder Waffenanwendung zwischen 
den Staaten widersetzen und deshalb den Kriegsdienst mit 
der Waffe verweigern. Sie leisten Zivildienst anstelle des 
Wehrdienstes. Ihre Berechtigung zur Kriegsdienstverweige- 
rung gilt mit Begründung des Zivildienstverhältnisses, mit 
Annahme für den Zivildienst durch Bescheid des Bundes- 
amtes für den Zivildienst oder spätestens zwei Jahre nach 
Abgabe der schriftlichen Erklärung als festgestellt. 

2. Wehrpflichtige, die zum Wehrdienst einberufen sind, sowie 
Soldaten und Reservisten, die aus Gewissensgründen den 
Kriegsdienst verweigern, müssen sich einem modifizierten 
Prüfungsverfahren unterziehen. Soldaten können aber auch 
ohne Verfahren in den Zivildienst überführt werden. 

3. Um die Erfüllung des Verteidigungsauftrages sicherzustel- 
len, kann das modifizierte Prüfungsverfahren unter be- 
stimmten Voraussetzungen allgemein durch Rechtsverord- 
nung unter fakultativer Mitwirkung des Bundestages wieder 
eingeführt werden. 

4. Das Verfahren zur Anerkennung als Kriegsdienstverweige- 
rer wird im wesentlichen wie folgt abgeändert: 

a) Es gibt nur noch Ausschüsse für Kriegsdienstverweigerer, 
die derzeitigen Prüfungskammern entfallen. 

b) Die Ausschüsse werden beim Bundesamt für den Zivil- 
dienst gebildet. 

c) Die Ausschüsse prüfen die Ernsthaftigkeit der Berufung 
auf Artikel 4 Abs. 3 GG. Für Zweifelsfälle ist eine Son- 
derregelung vorgesehen. 

5. Wehrpflichtige werden bis zur unanfechtbaren Entscheidung 
über ihren Antrag nicht zum Wehrdienst herangezogen. 

6. Die Dauer des Zivildienstes wird auf 18 Monate festgelegt. 

7. Die Zivildienstausnahmen durch Ableistung anderer Dienste 
oder durch freiwillige Arbeitsverhältnisse werden erweitert. 

mit Mehrheit angenommen 


C. Alternativen 

Die Fraktion der CDU/CSU strebt mit dem Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes eine Neuregelung 
des Anerkennungsverfahrens an. Unter grundsätzlichem Fest- 
halten an der Durchführung eines Anerkennungsverfahrens soll 
eine Beschleunigung und Verbesserung des Verfahrens bewirkt 
werden. Ferner soll das Kreiswehrersatzamt die Möglichkeit 
erhalten, die Gewissensentscheidung eines Antragstellers nur 
dann zu überprüfen, wenn er als Soldat benötigt wird, und ihn 
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anderenfalls je nach Bedarf in den Zivildienst zu überführen. 

Schließlich wird in den Entwurf zur Verbesserung des Anerken- 
nungsverfahrens folgendes vorgeschlagen; 

1. Die Prüfungsausschüsse werden abgeschafft. Die Feststel- 
lung, ob der Antragsteller berechtigt ist, den Kriegsdienst 
zu verweigern, trifft das Kreiswehrersatzamt durch einen 
allein zuständigen Beamten mit der Befähigung zum Richter- 
amt. Dieser kann in eindeutigen Fällen auch nach Aktenlage 
entscheiden. 

2. Gegen die Entscheidung des Kreiswehrersatzamtes kann der 
Wehrpflichtige Widerspruch bei der Prüfungskammer ein- 
legen. Deren Vorsitzender wird aus dem Bereich des Bundes- 
ministers der Justiz berufen. Er erhält Stimmrecht und hat 
ebenfalls die Befähigung zum Richteramt. 

3. Die aus der Natur der Sache folgende Beweisnot des Wehr- 
pflichtigen beim Nachweis der Gewissensentscheidung wird 
insofern berücksichtigt, als der Antragsteller auch dann an- 
zuerkennen ist, wenn der zuständige Beamte (bzw. Prüfungs- 
kammer und Verwaltungsgericht) nach Abschluß der Ermitt- 
lungen zwar keine Überzeugung von der Richtigkeit oder 
Unrichtigkeit des Vorbringens des Antragstellers erlangen 
konnte, er aber nach Würdigung der Gesamtumstände die 
Berufung auf eine Gewissensentscheidung für glaubhaft hält. 

4. Für das Verwaltungsverfahren werden zusätzliche Verfah- 
rensregeln normiert. 


5. Es wird gesetzlich klargestellt, daß die Wehrersatzbehörde 
die Möglichkeit hat, im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
nach Durchführung der Beweisaufnahme dem Antrag des 
Wehrpflichtigen zu entsprechen (Klaglosstellung), so daß es 
einer gerichtlichen Entscheidung nicht mehr bedarf. 

6. Soldaten, über deren KDV-Antrag noch nicht rechtskräftig 
entschieden worden ist, müssen auf ihren besonderen An- 
trag bis zur Rechtskraft der Entscheidung vom Dienst mit der 
Waffe bei der Truppe befreit werden, sofern nicht zwingende 
Erfordernisse der Einsatzbereitschaft entgegenstehen. 

mit Mehrheit abgelehnt 


D. Kosten 

Im Jahre 1976 verursacht der Gesetzentwurf der Fraktionen 
der SPD, FDP keine Kosten. Für die Jahre 1977 bis 1979 ergibt 
sich ein Mehrbedarf von jährlich rd. 60 Millionen DM, der in 
der Finanzplanung berücksichtigt ist. Der mit den erforderlichen 
organisatorischen Maßnahmen verbundene personelle und sach- 
liche Mehrbedarf bedingt keine finanziellen Mehrbelastungen. 
Die erforderlichen Planstellen und Stellen werden ebenso wie 
die Personal- und Personalfolgekosten sowie die notwendigen 
sachlichen Verwaltungsausgaben aus dem Einzelplan 14 in den 
Einzelplan 1 1 umgesetzt. 
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A. Bericht des Abgeordneten Biermann 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache 7^3730 — wurde vom Plenum des 
Deutschen Bundestages in der 182. Sitzung am 
20. Juni 1975 an den Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung federführend und an den Verteidi- 
gungsausschuß, den Innenausschuß sowie den 
Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen. Der 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU — Druck- 
sache 7/4206 — wurde vom Plenum des Deutschen 
Bundestages in der 197. Sitzung am 24. Oktober 
1975 an die Ausschüsse in gleicher Weise überwie- 
sen. Den Antrag der CDU/CSU betr. Prüfungsver- 
fahren für Kriegsdienstverweigerer — Drucksache 
7/2102 — überwies das Plenum des Deutschen Bun- 
destages in der 106. Sitzung am 11. Juni 1974 an 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung feder- 
führend und an den Verteidigungsausschuß sowie 
den Innenausschuß mitberatend. Dieser Antrag ist 
durch den von der Fraktion der CDU/CSU einge- 
brachten Gesetzentwurf — Drucksache 7/4206 — er- 
ledigt. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
berücksichtigte ebenso wie die mitberatenden Aus- 
schüsse die Stellungnahme der Bundesregierung zu 
den Gesetzentwürfen Drucksachen 7/3730 und 
7/4206. Der Innenausschuß hat mit Mehrheit empfoh- 
len, den Gesetzentwurf von SPD- und FDP-Frak- 
tion — Drucksache 7/3730 — unter Berücksichti- 
gung der Änderungsvorschläge der Bundesregie- 
rung zu Artikel 2 bis 5 anzunehmen. Der Verteidi- 
gungsausschuß hat mehrheitlich vorgeschlagen, den 
Koalitionsentwurf unter Berücksichtigung der Stel- 
lungnahme der Bundesregierung (mit Ausnahme zu 
Nummer 10 — § 14 Abs. 1 Nr. 2) anzunehmen, und 
den Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion — 
Drucksache 7/4206 — sowie deren Antrag — 
Drucksache 7/2102 — für erledigt zu erklären. Der 
Haushaltsausschuß hat in seiner mitberatenden 
Funktion darauf hingewiesen, es müsse sicherge- 
stellt werden, daß eine Personalvermehrung nicht 
stattfinde; die notwendigen Planstellen sollten aus 
dem Verteidigungsbereich zur Verfügung gestellt 
werden. Die Aufwendungen für den Bundeshaushalt 
dürften durch die Steigerung der Zahl der Zivil- 
dienstleistenden auf 30 000 jährlich 50 Millionen 
DM nicht übersteigen. Zu dem vom Ausschuß 
mehrheitlich angenommenen Gesetzentwurf der 
Fraktionen der SPD, FDP — Drucksache 7/3730 — 
wird der Haushaltsausschuß noch nach § 96 GO 
Stellung nehmen und insoweit einen gesonderten 
Bericht erstatten. 

Mit dem Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, 
FDP und dem Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/ 
CSU werden eine Verbesserung und Beschleuni- 
gung des derzeitigen Anerkennungsverfahrens an- 
gestrebt. Beide Entwürfe gehen davon aus, daß bei 
der Neuordnung des Verfahrens für Kriegsdienst- 


verweigerer die Einrichtung und Funktionsfähigkeit 
der Streitkräfte als Rechtsgüter mit Verfassungs- 
rang und das Grundrecht auf Kriegsdienstverweige- 
rung, als Freiheitsrecht des Bürgers ebenfalls Ver- 
fassungsrechtsgut, optimal geschützt werden müs- 
sen. Die Fraktion der CDU/CSU vertritt die Auffas- 
sung, daß dies nur dann gewährleistet sei, wenn im 
Einzelfall in einem verbesserten Anerkennungsver- 
fahren festgestellt worden ist, ob der Kriegsdienst- 
verweigerer eine echte Gewissensentscheidung ge- 
troffen hat. Demgegenüber halten es die Fraktionen 
der SPD, FDP für verfassungsrechtlich zulässig und 
verteidigungspolitisch vertretbar, ein besonderes 
Anerkennungsverfahren überall dort nicht mehr 
durchzuführen, wo es nicht unabdingbar notwendig 
ist. Dieser Auffassung hat sich die Mehrheit des 
Ausschusses angeschlossen. Unter dem Gesichts- 
punkt der Sicherung des inneren Gefüges der 
Streitkräfte und ihrer Einsatzbereitschaft ist die 
Beibehaltung eines modifizierten Anerkennungsver- 
fahrens nur bei Wehrpflichtigen, die zum Wehr- 
dienst einberufen sind, bei Soldaten und Reservi- 
sten sowie dann erforderlich, wenn und solange die 
Zahl der verfügbaren Wehrpflichtigen aus den auf- 
gerufenen Geburtsjahrgängen nicht ausreicht, die 
Erfüllung des Verteidigungsauftrages sicherzustel- 
len. Für Wehrpflichtige, die noch nicht zum Wehr- 
dienst einberufen sind und dem Kreiswehrersatzamt 
gegenüber erklären, daß sie den Kriegsdienst mit 
der Waffe aus Gewissensgründen ablehnen, wird 
das Prüfungsverfahren ausgesetzt. Ihre Berechti- 
gung, den Kriegsdienst mit der Waffe zu verwei- 
gern gilt mit Begründung des Zivildienstverhältnis- 
ses, mit Annahme für den Zivildienst durch schrift- 
lichen Bescheid des Bundesamtes für den Zivil- 
dienst oder spätestens zwei Jahre nach Abgabe der 
Erklärung als festgestellt. 

Der vom Ausschuß mit Mehrheit angenommene 
Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, FDP enthält 
außerdem die Voraussetzungen für die Leistung 
von zivildienstadäquaten Diensten (Versöhnungs- 
dienste im Ausland, freiwilliges Arbeitsverhältnis 
insbesondere in sozialen Einrichtungen). Mit den 
vom Ausschuß vorgeschlagenen Änderungen des 
Gesetzentwurfs sind die Stellungnahme der Bun- 
desregierung, die Empfehlung der mitberatenden 
Ausschüsse und inzwischen eingetretene Änderun- 
gen in Bezug genommener Gesetze berücksichtigt 
worden. 

Bei den Einzelabstimmungen haben sich die Mit- 
glieder der CDU/CSU-Fraktion wegen der unter- 
schiedlichen Konzeption ihres Entwurfs der Stimme 
enthalten, nachdem mit Mehrheitsbeschluß der Ent- 
wurf der Koalition zur Beratungs- und Abstim- 
mungsunterlage gemacht worden war. 

Bei der am 11. Februar 1976 erfolgten Schlußab- 
stimmung hat der Ausschuß 
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1. den Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und 
FDP — Drucksache 7/3730 — in der sich aus der 
Zusammenstellung ergebenden Fassung mit 
Mehrheit gegen die Stimmen der CDU/CSU ge- 
billigt; 

2. den Gesetzentwurf Drucksache 7/4206 der Frak- 
tion der CDU/CSU gegen die Stimmen der An- 
tragsteller abgelehnt; 

3. den Antrag der Fraktion der CDU/CSU — 
Drucksache 7/2102 - — für erledigt erklärt. 


II. Im einzelnen 

Artikel 1 (Änderung des Wehrpflichtgesetztes) 
Nummer 2 (§ 26 b) 

Durch die vorgenommenen Ergänzungen wird 
vermieden, daß jeder Antrag eines Wehrpflichti- 
gen, auch wenn er bereits einberufen oder Reser- 
vist {§ 26 a Abs. 1) ist, aufschiebende Wirkung hat 
mit der Folge, daß der Wehrpflichtige nicht zum 
Wehrdienst herangezogen werden darf. Im Interes- 
se der Bedarfsdeckung der Bundeswehr soll ein An- 
trag auf Feststellung der Berechtigung, den Kriegs- 
dienst mit der Waffe zu verweigern (§ 26 b Abs. 2, 
§ 26 b Abs. 1 Satz 3), nur für ungediente Wehr- 
pflichtige {§ 26 Abs. 1) bis zur Entscheidung des 
Ausschusses aufschiebende Wirkung für die Heran- 
ziehung zum Wehrdienst haben. 

Nummer 6 Buchstabe a (§ 48 Abs. 1) 

Die Ergänzung ist notwendig, weil eine aufschie- 
bende Wirkung des Antrages auf Feststellung der 
Berechtigung zur Kriegsdienstverweigerung mit 
den Verhältnissen im Bereitschafts- und Verteidi- 
gungsfall nicht vereinbar ist. 

Artikel 2 (Änderung des Zivildienstgesetzes) 
Nummer 10 (§ 14 b) 

Mit der Neufassung des § 14 b wird zunächst ei- 
nem Anliegen der Träger von Versöhnungsdiensten 
Rechnung getragen, wonach bei zweijähriger Dauer 
weniger Freiwillige zu anderen Diensten im Aus- 
land entsandt werden können. Die Beschränkung 
eines solchen Dienstes auf 18 Monate ist aber auch 
deshalb gerechtfertigt, weil der Freiwillige (im Ge- 
gensatz zum Entwicklungshelfer) während dieses 
Dienstes nicht besser gestellt ist als der Zivildienst- 
leistende im Inland. Er erhält lediglich ein Taschen- 
geld von höchstens 110 DM monatlich und muß 
darüber hinaus eine Eigenleistung von 300 DM bis 
zu 1 600 DM vor Beginn des Dienstes aufbringen. 
Hinzu kommt, daß er keinen Arbeitsplatzschutz ge- 
nießt und seine soziale Sicherung während des 
Dienstes selbst oder durch den Träger des Dienstes 
sicherstellen lassen muß. 

Neben der Neufestlegung der Dauer des anderen 
Dienstes im Ausland wird eine Altersgrenze nicht 
mehr an den Dienstantritt, sondern entsprechend 
der Regelung in § 15 a (freies Arbeitsverhältnis) an 


die Absolvierung des Dienstes geknüpft. Die Pflicht 
des Kriegsdienstverweigerers, Ziviidienst nach dem 
Zivildienstgesetz zu leisten, soll erlöschen, w'enn er 
bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres nachweist, 
daß er 18 Monate lang dem anderen Dienst im Aus- 
land nachgegangen ist. In diesem Zusammenhang 
ist — entsprechend der Regelung in § 15 a — zu- 
sätzlich eine Anrechnungsregelung bei nicht ver- 
schuldetem Abbruch des anderen Dienstes aufge- 
nommen worden. 

Schließlich schafft die Neufassung des § 14 b 
durch eine zusätzliche Verweisung auf § 4 Abs. 1 
Satz 2 des Zivildienstgesetzes die Voraussetzung 
dafür, daß die Anerkennung eines Trägers anderer 
Dienste im Ausland mit Auflagen verbunden wer- 
den kann. Dies ist wegen der vom jeweiligen Trä- 
ger aus Fürsorge gegenüber dem Freiwilligen zu 
gewährleistenden sozialen Sicherung (Versicherung 
gegen Krankheit, Unfall, Invalidität, Alter) notwen- 
dig. 

Zu Nummer 12 (§ 15 a) 

Mit der Ergänzung des § 15 a Abs. 1 wird sicher- 
gestellt, daß Angehörige bestimmter Berufsgruppen 
nicht bevorzugt werden. Die Vorschrift soll nicht 
für Kriegsdienstverweigerer gelten, die bereits 
hauptberuflich (z. B. als Pfleger) in einer für das 
freie Arbeitsverhältnis in Betracht kommenden Be- 
schäftigungsstelle tätig sind. 

Durch den neuen Absatz 4 soll vermieden wer- 
den, daß für Kriegsdienstverweigerer, die aus Ge- 
wissengründen auch den Zivildienst nach dem Zi- 
vildienstgesetz ablehnen (z. B. Zeugen Jehovas), 
Probleme entstehen. Sie sollen im freien Arbeits- 
verhältnis nicht nur bei Beschäftigungsstellen, die 
vom Bundesamt für den Zivildienst anerkannt sind, 
sondern auch bei sozialen Einrichtungen tätig sein 
können, die nicht als Beschäftigungsstellen des Zi- 
vildienstes gelten. 

Nummer 13 Buchstabe a (§ 19 Abs. 1) 

Mit der Neufassung der Vorschrift wird einem 
Anliegen der Bundesregierung Rechnung getragen. 
Der Entwurf sah vor, daß bei der Einberufung der 
Zivildienstpflichtigen die jeweils heranstehenden 
Geburtsjahrgänge ohne Rücksicht auf ihre berufli- 
chen Tätigkeiten gleichmäßig behandelt werden. 
Dies hätte bei der Durchführung des Zivildienstes 
zu Schwierigkeiten geführt. Der Zivildienst ist auf 
die freiwillige Mitarbeit der Beschäftigungsstellen 
angewiesen. Diese fordern seit Jahren eine be- 
darfsgerechte Einberufung (z. B. Pfleger, Handwer- 
ker). Die Konferenz der Arbeitsminister und Sena- 
toren für Arbeit der Länder haben diese Forderung 
unterstützt. 

Nummer 14 

redaktionelle Änderung 

Nummer 16 Buchstabe a (§ 24 Abs. 1) 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Entwicklungshelfergesetzes (Drucksache 7/4393) 
enthält nahezu gleichlautende Änderungen des § 24 
Abs. 1. Um eine Übereinstimmung dieses Gesetzent- 
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wurfs mit dem vorliegenden Entwurf sicherzustel- 
len, erscheint es zweckmäßig, die in beiden Gesetz- 
entwürfen enthaltenen Änderungen des § 24 Abs. 1 
im vorliegenden Entwurf zusammenzufassen. 

Nummer 17 Buchstabe a (§ 27 Abs. 1) 

Nach der im Entwurf vorgesehenen Regelung 
sollte während der Dauer eines Arbeitskampfes, 
durch den die Beschäftigungsstelle eines Zivil- 
dienstleistenden unmittelbar betroffen ist, die 
Pflicht zur Dienstleistung ruhen. Dazu hat die Bun- 
desregierung in ihrer Stellungnahme darauf hinge- 
wiesen, daß die Zivildienstleistenden in einem öf- 
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen und 
ihre, dem Allgemeinwohl dienenden Aufgaben auf- 
grund der Wehrpflicht erfüllen. Ihre Rechtsstellung 
entspricht daher weitgehend der Rechtsstellung der 
Wehrdienstpflichtigen. Mit dieser, auch verfas- 
sungsmäßig gebotenen Auffassung von der Rechts- 
natur des Zivildienstes sei es nicht vereinbar, von 
Gesetzes wegen das Ruhen der Dienstpflicht wäh- 
rend eines Arbeitskampfes anzuordnen, durch den 
die Beschäftigungsstelle unmittelbar betroffen ist. 
Ferner hat der Innenausschuß eine präzise Formu- 
lierung der Vorschrift empfohlen. 

Die nunmehr vorgeschlagene Fassung der Vor- 
schrift berücksichtigt die Stellungnahme der Bun- 
desregierung, stellt aber dennoch sicher, daß ein 
Einwirken des Zivildienstes in den durch Artikel 9 
Abs. 3 GG geschützten Bereich ausgeschlossen 
ist. 

Nummer 17 a (§ 35 Abs. 4 Satz 4) 

Nach § 35 Abs. 4 Satz 4 wird dem Zivildienstlei- 
stenden für die Abnutzung der eigenen Kleidung 
außerhalb des Dienstes ein angemessener Zuschuß 
gewährt. Der Antrag wird von jedem Zivildienstlei- 
stenden gestellt und muß dann in jedem Einzelfall 
vom Bundesamt für den Zivildienst bearbeitet wer- 
den. Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
soll der Zuschuß in Zukunft von Amts wegen ge- 
zahlt werden. 


Nummer 18 (§ 40 Abs. 2) 
redaktionelle Änderung 

Nummer 22 (§ 74 Abs. 2) 

Entsprechend der in Artikel 1 Nummer 2 (§ 26 b) 
vorgeschlagenen Regelung der Frage der aufschie- 
benden Wirkung von Anträgen auf Feststellung der 
Berechtigung zur Kriegsdienstverweigerung wird 
durch die Neufassung der Nummer 22 die aufschie- 
bende Wirkung einer Anfechtungsklage gegen den 
Bescheid des Ausschusses für Kriegsdienstverwei- 
gerer ausgeschlossen. 

Artikel 3 (Übergangsvorschriften) 

Zur Vermeidung von Auslegungsschwierigkeiten 
ist Satz 1 an die Formulierung des § 26 a Abs. 1 des 
Wehrpflichtgesetzes in der Fassung des Artikels 1 
Nr. 2 angepaßt worden. 

Artikel 5 a (Änderung des Vertrauensmänner- 
wahlgesetzes) 

Artikel 5 b (Änderung der Wehrdisziplinarord- 
nung) 

Die in den Artikeln 1 und 2 enthaltenen Gesetzes- 
änderungen erfordern eine terminologische Anpas- 
sung von Vorschriften dieser Gesetze. 

Artikel 7 (Inkrafttreten) 

Die Umstellung auf das neue Verfahren erfordert 
organisatorische Vorbereitungen. Dies gilt insbe- 
sondere für die Einrichtung der Ausschüsse für 
Kriegsdienstverweigerer in einem anderen (BMA) 
als dem bisherigen (BMVg) Ressortbereich. Das Ge- 
setz soll deshalb erst am l.Juli 1976 in Kraft tre- 
ten. 


Bonn, den 8. März 1976 


Biermann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 7/3730 — in der aus der anliegenden Zu- 
sammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache 7/4206 — abzulehnen; 

3. den Antrag betr. Prüfungsverfahren für Kriegsdienstverweigerer — Druck- 
sache 7/2102 — und die eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 11. Februar 1976 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Biermann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes und des 
Zivildienstgesetzes 
- Drucksache 7/3730 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Wehrpflichtgesetzes und des Zivildienstgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 8. Dezember 1972 (Bundesge- 
setzbl. I S. 2277), zuletzt geändert durch . . . (Bundes- 
gesetzbl. IS...), wird wie folgt geändert: 

1. § 26 erhält folgende Fassung: 

„§26 

Ungediente Wehrpflichtige 

(1) Ungediente Wehrpflichtige, die weder ein- 
berufen noch schriftlich benachrichtigt sind, daß 
sie als Ersatz für Ausfälle kurzfristig einberufen 
werden können, leisten Zivildienst anstelle des 
Wehrdienstes, wenn sie unter Berufung auf Ar- 
tikel 4 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes dem 
Kreiswehrersatzamt erklärt haben, daß sie sich 
aus Gewissensgründen der Beteiligung an jeder 
Waffenanwendung zwischen den Staaten wider- 
setzen und deshalb den Kriegsdienst mit der 
Waffe verweigern. Ihre Berechtigung, den Kriegs- 
dienst mit der Waffe zu verweigern, gilt mit 
Begründung des Zivildienstverhältnisses, mit An- 
nahme für den Zivildienst durch schriftlichen Be- 
scheid des Bundesamtes für den Zivildienst oder 
spätestens zwei Jahre nach Abgabe der Erklä- 
rung als festgestellt. Die nach dem Zivildienst- 
gesetz als gleichwertig anerkannten anderen 
Dienste und Tätigkeiten stehen dem Zivildienst 
gleich. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Wehrpflichtgesetzes und des Zivildienstgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 8. Dezember 1972 (Bundesge- 
setzbl. I S. 2277), zuletzt geändert durch das Neunte 
Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes vom 
2. Mai 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 1046), wird wie 
folgt geändert: 


1. unverändert 
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(2) Wenn und solange die Zahl der verfüg- 
baren Wehrpflichtigen aus den aufgerufenen 
Jahrgängen nicht ausreicht, die Erfüllung des 
Verteidigungsauftrages der Streitkräfte sicherzu- 
stellen, wird durch Rechtsverordnung die Über- 
prüfung der in Absatz 1 genannten Wehrpflich- 
tigen, deren Berechtigung noch nicht als festge- 
stellt gilt, in dem Verfahren nach den §§ 1 a bis 
1 c des Zivildienstgesetzes angeordnet; sie leisten 
Zivildienst anstelle des Wehrdienstes, wenn auf 
ihren Antrag in diesem Verfahren festgestellt ist, 
daß sie berechtigt sind, aus Gewissensgründen 
den Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern. 
Die Bundesregierung hat die Rechtsverordnung 
unverzüglich aufzuheben, wenn der Bundestag es 
binnen sechs Wochen nach ihrer Verkündung 
verlangt." 

2. Nach § 26 werden folgende neuen §§ 26 a und 
26 b eingefügt: 

»§ 26 a 

Soldaten und gediente Wehrpflichtige 

(1) Soldaten und ungediente Wehrpflichtige, 
die zum Wehrdienst einberufen sind oder schrift- 
lich benachrichtigt sind, daß sie als Ersatz für 
Ausfälle kurzfristig einberufen werden können, 
sowie gediente Wehrpflichtige leisten Zivildienst 
anstelle des Wehrdienstes, wenn auf ihren An- 
trag in dem Verfahren nach den §§ 1 a bis 1 c des 
Zivildienstgesetzes festgestellt ist, daß sie be- 
rechtigt sind, aus Gewissensgründen den Kriegs- 
dienst mit der Waffe zu verweigern. 

(2) Ein Soldat, der die Feststellung seiner Be- 
rechtigung, den Kriegsdienst mit der Waffe zu 
verweigern, beantragt hat, kann nach § 19 Abs. 2 
Nr. 2 des Zivildienstgesetzes in den Zivildienst 
überführt werden, wenn der Dienst mit der 
Waffe für ihn eine unzumutbare und auf andere 
Weise nicht behebbare Härte bedeuten würde. 
Mit der Umwandlung seines Wehrdienstverhält- 
nisses in ein Dienstverhältnis nach dem Zivil- 
dienstgesetz gilt seine Berechtigung, den Kriegs- 
dienst mit der Waffe zu verweigern, als festge- 
stellt. 

§ 26 b 

Verfahrensvorschriften 

(1) Die Erklärung nach § 26 Abs. 1 ist schriftlich 
oder zur Niederschrift beim Kreiswehrersatzamt 
abzugeben; entsprechendes gilt für den Antrag 
nach § 26 a Abs. 1, der zu begründen ist. Erklä- 
rung und Antrag befreien nicht von der Pflicht, 
sich zur Erfassung zu melden und zur Musterung 
vorzustellen. In den Fällen des § 26 Abs. 2 er- 
setzt die vor Inkrafttreten der Rechtsverordnung 
abgegebene Erklärung den Antrag, wenn der 
Wehrpflichtige sie innerhalb von drei Monaten 
nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung schrift- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


2. Nach § 26 werden folgende neuen §§ 26 a und 
26 b eingefügt: 

„§ 26 a 

unverändert 


§ 26 b 

Verfahrensvorschriften 

(1) Die Erklärung nach § 26 Abs. 1 ist schriftlich 
oder zur Niederschrift beim Kreiswehrersatzamt 
abzugeben; entsprechendes gilt für den Antrag 
nach § 26 a Abs. 1 , der zu begründen ist. Erklä- 
rung und Antrag befreien nicht von der Pflicht, 
sich zur Erfassung zu melden und zur Musterung 
vorzustellen. In den Fällen des § 26 Abs. 2 er- 
setzt die vor Inkrafttreten der Rechtsverordnung 
abgegebene Erklärung den Antrag, wenn der 
Wehrpflichtige sie innerhalb von drei Monaten 
nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung schrift- 
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lieh oder zur Niederschrift beim Bundesamt für 
den Zivildienst begründet hat. Wehrpflichtige 
werden bis zur Entscheidung des Ausschusses in 
dem Verfahren nach den §§ 1 a bis 1 c des Zivil- 
dienstgesetzes nicht zum Wehrdienst herange- 
zogen. 

(2) Das Kreiswehrersatzamt hat die Personal- 
unterlagen der Kriegsdienstverweigerer dem 
Bundesamt für den Zivildienst zu übersenden. 
Dies gilt nicht, wenn und solange eine Einberu- 
fung zum Wehrdienst aus anderen Gründen nicht 
in Betracht kommt." 


3. § 29 Abs. 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. wenn seine Berechtigung, den Kriegsdienst 
mit der Waffe zu verweigern, festgestellt 
worden ist, soweit er nicht auf seinen An- 
trag zum waffenlosen Dienst herangezogen 
oder nach § 19 Abs. 2 des Zivildienstgesetzes 
in den Zivildienst überführt wird,". 


4. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Widerspruch gegen den Muste- 
rungsbescheid (§19 Abs. 7) hat aufschiebende 
Wirkung. Gegen den Musterungsbescheid 
kann auch das Kreiswehrersatzamt Wider- 
spruch einlegen." 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

c) Absatz 5 wird Absatz 4. 

d) Absatz 6 wird Absatz 5; in Satz 1 werden die 
Worte „Musterungs- und Prüfungskammern" 
jeweils durch das Wort „Musterungskam- 
mern" ersetzt. 

e) Absatz 7 wird Absatz 6; Satz 2 wird gestri- 
chen. 

f) Absätze 8 und 9 werden Absätze 7 und 8. 

5. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden das Komma durch das 
Wort „und" ersetzt sowie die Worte „und 
den Bescheid der Prüfungsausschüsse und 
Prüfungskammern für Kriegsdienstverweige- 
rer" gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „und den Be- 
scheid der Prüfungsausschüsse und Prüfungs- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

lieh oder zur Niederschrift beim Bundesamt für 
den Zivildienst begründet hat. 


(2) Für ungediente Wehrpflichtige (§ 26 Abs. 1) 
hat ein Antrag auf Feststellung der Berechtigung, 
den Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern 
(§ 26 Abs. 2, § 26 b Abs. 1 Satz 3), bis zur Ent- 
scheidung des Ausschusses aufsdiiebende Wir- 
kung für die Heranziehung zum Wehrdienst. 

(3) Das Kreiswehrersatzamt hat die Personal- 
unterlagen der Kriegsdienstverweigerer dem 
Bundesamt für den Zivildienst zu übersenden. 
Dies gilt nicht, wenn und solange eine Einberu- 
fung zum Wehrdienst aus anderen Gründen nicht 
in Betracht kommt." 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 
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kammern für Kriegsdienstverweigerer" ge- 
strichen. 

6. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgende Nummer 6 ange- 
fügt: 

„6. Die Überprüfung der in § 26 Abs. 1 ge- 
nannten Wehrpflichtigen in dem Verfah- 
ren nach den §§ 1 a bis 1 c des Zivil- 
dienstgesetzes gilt als nach § 26 Abs. 2 
angeordnet." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Absatz 1 Nr. 2 bis 5" wer- 
den durch die Worte „Absatz 1 Nr. 2 
bis 6" ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden die Worte „zum 
Zivildienst oder" gestrichen. 

7. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 4 werden die Worte „ , des 
§ 26 Abs. 6" gestrichen. 

b) In Absatz 1 werden Nummern 5 und 6 zu 
Nummern 6 und 7; folgende Nummer 5 wird 
eingefügt: 

„5. über die Anordnung nach § 26 Abs. 2,". 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Dies gilt nicht im Falle des Absatzes 1 Nr. 5". 

Artikel 2 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 9. August 1973 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1015), zuletzt geändert durch (Bundes- 

gesetzbl. IS. . .), wird wie folgt geändert: 


1. Die Bezeichnungen „anerkannter Kriegsdienst- 
verweigerer" und „anerkannte Kriegsdienstver- 
weigerer" werden durch die Bezeichnung 
„ Kriegsdienstverweigerer" ersetzt. 

2. Der Erste Abschnitt des Gesetzes erhält fol- 
gende Fassung: 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


6. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgende Nummer 6 ange- 
fügt: 

„6. Die Überprüfung der in § 26 Abs. 1 ge- 
nannten Wehrpflichtigen in dem Verfah- 
ren nach den §§ 1 a bis 1 c des Zivil- 
dienstgesetzes gilt als nach § 26 Abs. 2 
angeordnet." § 26 b Abs. 2 findet keine 
Anwendung. 

b) unverändert 


7. unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 9. August 1973 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1015), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Zivildienstgesetzes vom 15. August 1975 
(Bundesgesetzbl. I S. 2169), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


„Erster Abschnitt 

Zivildienstpflicht; Ausschüsse; Verfahren 
§ 1 

Zivildienstpflicht 

Kriegsdienstverweigerer werden zum Zivil- 
dienst herangezogen, wenn sie 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. die nach § 26 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes 
vorgesehene Erklärung abgegeben haben, 

2. einen Antrag nach § 26 a Abs. 1 des Wehr- 
pflichtgesetzes gestellt oder eine Erklärung 
abgegeben haben, die nach § 26 b Abs. 1 des 
Wehrpflichtgesetzes den Antrag ersetzt, und 
ihre Berechtigung, den Kriegsdienst mit der 
Waffe zu verweigern, in dem Verfahren nach 
den §§ 1 a bis 1 c festgestellt worden ist oder 

3. einen Antrag nach § 26 a Abs. 1 des Wehr- 
pflichtgesetzes gestellt haben und die Vor- 
aussetzungen des § 26 a Abs. 2 des Wehr- 
pflichtgesetzes vorliegen. 


§ 1 a 

Ausschüsse 

(1) In den Fällen des § 26 Abs. 2 und des 
§ 26 a des Wehrpflichtgesetzes entscheiden über 
die Berechtigung, den Kriegsdienst mit der 
Waffe zu verweigern, Ausschüsse für Kriegs- 
dienstverweigerer. Sie werden mit einem vom 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
bestimmten Vorsitzenden, einem Beisitzer, der 
von der Landesregierung oder der von ihr be- 
stimmten Stelle benannt wird, sowie zwei 
ehrenamtlichen Beisitzern besetzt. Der Vor- 
sitzende hat im Ausschuß beratende Stimme; 
er muß zum Richteramt oder zum höheren Ver- 
waltungsdienst befähigt sein und das zweiund- 
dreißigste Lebensjahr vollendet haben. Die Bei- 
sitzer müssen das zweiunddreißigste Lebensjahr 
vollendet haben und sollen für ihre Aufgabe 
aufgrund ihrer Lebenserfahrung geeignet sein. 

(2) Die Landesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung die Beschlußorgane der kreis- 
freien Städte und Landkreise für die Wahl der 
ehrenamtlichen Beisitzer. Aus jeder kreisfreien 
Stadt und jedem Landkreis sind mindestens zwei 
ehrenamtliche Beisitzer binnen drei Monaten 
nach Mitteilung der erforderlichen Zahl zu wäh- 
len. Die Reihenfolge ihrer Heranziehung wird 
durch das Los bestimmt. 

(3) Die Ausschüsse werden für den Bezirk 
eines oder mehrerer Kreiswehrersatzämter bei 
der zur Ausführung dieses Gesetzes errichteten 
Bundesoberbehörde gebildet. 

(4) Der Antragsteller ist über die zulässigen 
Rechtsbehelfe (§§ 74, 75) zu belehren. 

(5) Zur unentgeltlichen Vertretung von 
Wehrpflichtigen vor den Ausschüssen für 
Kriegsdienstverweigerer oder einem Verwal- 
tungsgericht sind auch die von den Kirchen 
und Religionsgemeinschaften, soweit sie Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts sind, beauf- 
tragten Personen zugelassen. 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 1 b 

Verfahrensgrundsätze 

(1) Die Mitglieder der Ausschüsse für Kriegs- 
dienstverweigerer sind an Weisungen nicht ge- 
bunden. 

(2) Das Verfahren ist nicht öffentlich. Der 
Vorsitzende eröffnet und leitet das Verfahren. 
Die Beisitzer haben gleiches Stimmrecht. Der 
Vorsitzende hat ihnen auf Verlangen zu gestat- 
ten, Fragen zu stellen. Die Mitglieder der Aus- 
schüsse haben über die ihnen bei der Ausübung 
ihres Amtes bekanntgewordenen Angelegenhei- 
ten Verschwiegenheit zu bewahren. 

(3) Die Ausschüsse prüfen die Ernsthaftigkeit 
der Berufung auf das Grundrecht des Artikels 4 
Abs. 3 GG und stellen fest, ob die Vorausset- 
zungen für die Inanspruchnahme des Grund- 
rechts vorliegen; zu den Voraussetzungen ge- 
hört, daß der Antragsteller seine Gewissens- 
entscheidung nach seinem persönlichen Aus- 
drucksvermögen einleuchtend begründet. Blei- 
ben Zweifel, ob die Voraussetzungen des Satzes i 
vorliegen, so ist der Antragsteller anzuerken- 
nen, es sei denn, daß die Berufung auf die Ge- 
wissensentscheidung nach seinem Gesamtver- 
halten nicht glaubhaft ist. 

(4) Die Entscheidung der Ausschüsse ergeht 
nach mündlicher Aussprache mit dem Antrag- 
steller. Von der Aussprache kann im Einverneh- 
men mit dem Antragsteller abgesehen werden, 
wenn dies sachdienlich ist. Zeugen und Sach- 
verständige werden nicht vereidigt. Die Ab- 
gabe eidesstattlicher Versicherungen ist unzu- 
lässig. 

(5) Alle Behörden und Gerichte haben den 
Ausschüssen für Kriegsdienstverweigerer Amts- 
und Rechtshilfe zu leisten. 

(6) Kann die Entscheidung nicht sofort ge- 
troffen werden, so entscheidet der Ausschuß, 
ob der Antragsteller erneut zu laden ist. Bei er- 
neuter Ladung kann der Ausschuß in anderer 
Zusammensetzung entscheiden. 

(7) Die schriftliche Entscheidung ist dem An- 
tragsteller zuzustellen; ablehnende Entscheidun- 
gen sind zu begründen. Die Ablehnung darf nur 
auf gerichtlich nachprüfbare Tatsachen gestützt 
werden. 

(8) Das Verfahren vor dem Ausschuß für 
Kriegsdienstverweigerer ist kostenfrei. Notwen- 
dige Auslagen sind dem Antragsteller zu erstat- 
ten. Einem Antragsteller, der Arbeitnehmer ist 
und nicht unter das Arbeitsplatzschutzgesetz 
fällt, wird auch der durch das Verfahren ent- 
stehende Verdienstausfall ersetzt. 
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§ 1 c 

Verfahrensvorschriften 

Die Bundesregierung bestimmt durch Rechts- 
verordnung das Nähere über 

1. das Verfahren nach den §§ 1 a und 1 b sowie 
über die Erstattung der Auslagen gemäß 
§ 1 b Abs. 8, 

2. die Voraussetzungen für die Berufung der 
ehrenamtlichen Beisitzer in die Ausschüsse, 
über die Amtsdauer und die vorzeitige Be- 
endigung des Amtes sowie über die Ent- 
schädigung der ehrenamtlichen Beisitzer." 

3. Die bisherigen Abschnitte 1 bis 8 werden Ab- 
schnitte 2 bis 9. 


4. In dem neuen Zweiten Abschnitt werden die 
Worte „§ 1" durch die Worte „§ 1 d" ersetzt. 

5. § 2 Abs. 3 wird gestrichen. 

6. In § 9 Abs. 2 werden die Worte „der Straf- 
prozeßordnung und des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes (StPÄG) vom 19. Dezember 1964 (Bun- 
desgesetzbl, I S. 1067)" durch die Worte „des 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe in Straf- 
sachen vom 18. Oktober 1974 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2445)" ersetzt. 

7. § 12 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Ist die Frist für einen Antrag nach § 11 Abs. 2 
oder nach § 12 Abs. 2 und 4 des Wehrpflicht- 
gesetzes im Zeitpunkt der Feststellung der Be- 
rechtigung, den Kriegsdienst mit der Waffe zu 
verweigern, noch nicht abgelaufen, so ist der 
Antrag bis zum Ablauf der Frist als Antrag nach 
diesem Gesetz beim Bundesamt zu stellen." 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 


7. unverändert 


8. In § 13 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „§ 24 8. unverändert 

Abs. 1 Satz 2" durch die Worte „§ 24 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2" ersetzt. 


9. In § 14 a Abs. 3 werden die Worte „Abs. 1 
Satz 3 bis 5" durch die Worte „Abs. 2 Satz 2" 
ersetzt. 


9. In § 14 a Abs. 3 werden die Worte „Abs. 1 
Satz 3 bis 5" durch die Worte „Abs. 2 Satz 1 " 
ersetzt. 


10. Nach § 14 a wird folgender neuer § 14 b einge- 
fügt: 


„§ 14 b 


10. Nach § 14 a wird folgender neuer § 14 b einge- 
fügt: 


«§ 14 b 


Andere Dienste im Ausland 


Andere Dienste im Ausland 


(1) Kriegsdienstverweigerer werden nicht 
zum Zivildienst herangezogen, wenn sie 


(1) Kriegsdienstverweigerer werden nicht 
zum Zivildienst herangezogen, wenn sie 
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1. sich gegenüber einem nach Absatz 2 aner- 
kannten Träger zur Leistung eines minde- 
stens zweijährigen Dienstes außerhalb des 
Geltungsbereiches des Grundgesetzes, der 
das friedliche Zusammenleben der Völker 
fördern will, vertraglich verpflichtet haben, 

2. diesen Dienst spätestens bis zur Vollendung 
des zweiundzwanzigsten Lebensjahres an- 
treten und 

3. ihn unentgeltlich leisten. 

§ 14 a Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 


(2) Als Träger eines Dienstes im Sinne des 
Absatzes 1 können juristische Personen an- 
erkannt werden, die 

1. ausschließlich und unmittelbar Zwecken im 
Sinne der §§ 17 und 18 des Steueranpas- 
sungsgesetzes vom 16. Oktober 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 925), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Finanzverwaitung, der Reichsabgaben- 
ordnung und anderer Steuergesetze vom 

23. April 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 197), und 
der Gemeinnnützigkeitsverordnung vom 

24. Dezember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1592), 
zuletzt geändert durch das Steueränderungs- 
gesetz 1969 vom 18. August 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1211), dienen, 

2. Gewähr dafür bieten, daß ihre Vorhaben 
den Interessen der Bundesrepublik Deutsch- 
land dienen und 

3. ihren Sitz im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes haben. 

über die Anerkennung eines Trägers entschei- 
det auf dessen Antrag der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung. Er kann die Anerken- 
nung auf bestimmte Vorhaben des Trägers be- 
schränken. § 4 Abs. 2 findet entsprechende 
Anwendung." 

11. In § 15 Abs. 1 werden die Worte „Abs. 1 Satz 3 
bis 5" durch die Worte „Abs. 2 Satz 1" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. sich gegenüber einem nach Absatz 3 aner- 
kannten Träger zur Leistung eines minde- 
stens achtzehnmonatigen Dienstes außerhalb 
des Geltungsbereiches des Grundgesetzes, 
der das friedliche Zusammenleben der Völ- 
ker fördern will, vertraglich verpflichtet ha- 
ben und 

2. diesen Dienst unentgeltlich leisten. 


§ 14 a Abs. 4 gilt entsprechend. 

(2) Weisen Kriegsdienstverweigerer bis zur 
Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjah- 
res nach, daß sie mindestens achtzehn Monate 
Dienst nach Absatz 1 geleistet haben, so erlischt 
ihre Pflicht, Zivildienst von der in § 24 Abs. 2 
Satz 1 bezeichneten Dauer zu leisten. Wird der 
Dienst aus Gründen, die der Kriegsdienstver- 
weigerer nicht zu vertreten hat, vorher abge- 
brochen, so ist die in dem Dienst zurückgelegte 
Zeit auf den Zivildienst anzurechnen. 

(3) Als Träger eines Dienstes im Sinne des 
Absatzes 1 können juristische Personen aner- 
kannt werden, die 

1. ausschließlich und unmittelbar Zwecken im 
Sinne der §§ 17 und 18 des Steueranpas- 
sungsgesetzes vom 16. Oktober 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 925), zuletzt geändert durch 
das Einführungsgesetz zum Einkommen- 
steuerreformgesetz (EG-EStRG) vom 21. De- 
zember 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 3656), und 
der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 
24. Dezember 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1592), zuletzt geändert durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1969 vom 18. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1211), dienen, 

2. Gewähr dafür bieten, daß ihre Vorhaben den 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
dienen und 

3. ihren Sitz im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes haben. 

Uber die Anerkennung eines Trägers entschei- 
det auf dessen Antrag der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung. Er kann die Anerken- 
nung auf bestimmte Vorhaben des Trägers be- 
schränken. § 4 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet 
entsprechende Anwendung." 

11. unverändert 
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12. § 15 a erhält folgende Fassung: 

„§ 15 a 

Freies Arbeitsverhältnis 

(1) Von der Heranziehung zum Zivildienst ist 
abzusehen, wenn und solange der Kriegs- 
dienstverweigerer freiwillig in einem Arbeits- 
verhältnis mit üblicher Arbeitszeit in einer an- 
erkannten Beschäftigungsstelle (§ 4) tätig ist. 
Dies gilt nicht für Kriegsdienstverweigerer, die 
sich in einer Ausbildung für eine Tätigkeit in 
einer solchen Beschäftigungsstelle befinden. 


(2) Weisen Kriegsdienstverweigerer bis zur 
Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjah- 
res nach, daß sie in einem solchen Arbeitsver- 
hältnis mindestens zweieinhalb Jahre lang tätig 
waren, so erlischt ihre Pflicht, Zivildienst von 
der in § 24 Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Dauer 
zu leisten. Wird das Arbeitsverhältnis aus Grün- 
den, die der Kriegsdienstverweigerer nicht zu 
vertreten hat, unterbrochen, so ist die im Ar- 
beitsverhältnis zurückgelegte Zeit auf den Zi- 
vildienst anzurechnen. 

(3) Die Bundesregierung kann durch Verord- 
nung weitere Tätigkeitsbereiche im Rahmen 
dieses Gesetzes und die nähere Ausgestaltung 
des Arbeitsverhältnisses bestimmen.'" 


13. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Dabei sollen die jeweils heranstehenden 
Geburtsjahrgänge ohne Rücksicht auf beruf- 
liche Tätigkeiten der Dienstpflichtigen 
gleichmäßig behandelt werden. Wer aus 
dem Grundwehrdienst entlassen wird, weil 
in dem Verfahren nach den §§ 1 a bis 1 c 
seine Berechtigung, aus Gewissensgründen 
den Kriegsdienst mit der Waffe zu verwei- 
gern, festgestellt worden ist, soll unverzüg- 
lich zum Zivildienst einberufen werden." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Wehrdienstverhältnis kann durch 
schriftlichen Bescheid im Einvernehmen mit 
der vom Bundesminister der Verteidigung 
bestimmten Stelle in ein Dienstverhältnis 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

12. § 15 a erhält folgende Fassung: 

.§ 15 a 

Freies Arbeitsverhältnis 

(1) Von der Heranziehung zum Zivildienst ist 
abzusehen, wenn und solange der Kriegs- 
dienstverweigerer freiwillig in einem Arbeits- 
verhältnis mit üblicher Arbeitszeit in einer an- 
erkannten Beschäftigungsstelle (§ 4) tätig ist. 
Dies gilt nicht für Kriegsdienstverweigerer, die 
sich in einer Ausbildung für eine Tätigkeit in 
einer solchen Beschäftigungsstelle oder in einem 
Beschäftigungsverhältnis mit einer solchen Be- 
schäftigungsstelle befinden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten ent- 
sprechend für einen Kriegsdienstverweigerer, 
der aus Gewissensgründen gehindert ist, Zivil- 
dienst zu leisten, wenn er freiwillig in einem 
Arbeitsverhältnis mit üblicher Arbeitszeit in 
einer anerkannten Beschäftigungsstelle (§ 4) 
oder in einer sozialen Einrichtung, die nicht als 
Beschäftigungsstelle anerkannt ist, tätig ist oder 
tätig wird." 


13. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Wer aus dem Grundwehrdienst entlassen 
wird, weil in dem Verfahren nach den §§ 1 a, 
bis 1 c seine Berechtigung, aus Gewissens- 
gründen den Kriegsdienst mit der Waffe zu 
verweigern, festgestellt worden ist, soll un- 
verzüglich zum Zivildienst einberufen wer- 
den." 


b) unverändert 
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nach diesem Gesetz umgewandelt werden, 
wenn der Kriegsdienstverweigerer 

1. einen Antrag nach § 26 a Abs. 1 des 
Wehrpflichtgesetzes gestellt oder eine 
Erklärung abgegeben hat, die nach § 26 b 
Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes den An- 
trag ersetzt und seine Berechtigung, den 
Kriegsdienst mit der Waffe zu verwei- 
gern, in dem Verfahren nach den §§ 1 a 
bis 1 c festgestellt worden ist oder 

2. einen Antrag nach § 26 a Abs. 1 des Wehr- 
pflichtgesetzes gestellt hat und die Vor- 
aussetzungen des § 26 a Abs. 2 des Wehr- 
pflichtgesetzes vorliegen. 

Das Wehrdienstverhältnis ist durch schrift- 
lichen Bescheid in ein Dienstverhältnis nach 
diesem Gesetz umzuwandeln, wenn seit Ein- 
gang des Antrages nach § 26 a Abs. 1 des 
Wehrpflichtgesetzes drei Monate vergangen 
sind, es sei denn, daß der Ausschuß den An- 
trag in dem Verfahren nach den §§ 1 a bis 
1 c abgelehnt hat oder es zu einer Entschei- 
dung des Ausschusses aus Gründen, die der 
Antragsteller zu vertreten hat, nicht gekom- 
men ist. In allen Fällen der Umwandlung be- 
stimmt der Bescheid den Zeitpunkt der Um- 
wandlung sowie Ort und Zeit des Dienst- 
eintritts im Zivildienst. Der Dienstpflichtige 
hat sich entsprechend dem Umwandlungs- 
bescheid zur Aufnahme des Zivildienstes zu 
melden." 

14. Dem § 22 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Von einem nach den Bestimmungen des 
Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen so- 
zialen Jahres vom 17. August 1974 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 640), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Förde- 
rung eines freiwilligen sozialen Jahres vorn 
12, Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 805), für die 
Dauer von zwölf zusammenhängenden Monaten 
geleisteten freiwilligen sozialen Jahr werden 
sechs Monate auf den Zivildienst angerechnet." 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


14. Dem § 22 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Von einem nach den Bestimmungen des 
Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen so- 
zialen Jahres vom 17. August 1974 {Bundes- 
gesetzbl, I S. 640), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung eines freiwilligen sozialen Jahres 
vom 18. Dezember 1975 (Bundesgesetzbl. I 
S. 3155), für die Dauer von zwölf zusammen- 
hängenden Monaten geleisteten freiwilligen 
sozialen Jahr werden sechs Monate auf den 
Zivildienst angerechnet," 


15, § 23 wird wie folgt geändert: 15, unverändert 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden die Zahlen „14, 

14 a, 15" durch die Zahlen „14 bis 15" 
ersetzt. 

bb) In Nummer 4 werden die Worte „Abs. 2" 
durch die Worte „Abs. 3" ersetzt. 

cc) In Nummer 5 werden die Worte „Satz 2" 
durch die Worte „Satz 2 Nr. 2" ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden die Worte „Abs. 1 Satz 3 
bis 5" durch die Worte „Abs. 2 Satz 1" er- 
setzt. 
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c) In Absatz 5 Nr. 4 werden die Zahlen „14, 
14 a, 15, 15 a" durch die Zahlen „14 bis 15 a" 
ersetzt. 

16. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zivildienst leisten Dienstpflichtige, 
die das achtundzwanzigste Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. Dienstpflichtige, die 

1. wegen ihrer beruflichen Ausbildung wäh- 
rend des Grundwehrdienstes vorwiegend 
militärfachlich (§ 5 Abs. 1 und § 40 des 
Wehrpflichtgesetzes) verwendet worden 
wären oder 

2. mit ihrem Einverständnis dafür vorge- 
sehen sind, nach Abschluß ihrer beruf- 
lichen Ausbildung besondere Aufgaben 
im Zivildienst zu erfüllen, 


leisten Zivildienst bis zur Vollendung des 
zweiunddreißigsten Lebensjahres." 

b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Ab- 
satz 2 eingefügt: 

„(2) Der Zivildienst dauert achtzehn Mo- 
nate. § 79 Nr. 1 bleibt unberührt." 

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- 
sätze 3 und 4. 

17. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Während der Dauer eines Arbeitskampfes, 
durch den die Beschäftigungsstelle unmittel- 
bar betroffen ist, ruht die PIlicht, Dienst zu 
leisten/' 


b) Im Absatz 2 wird das Wort „Einrichtung" 
durch das Wort „Beschäftigungsstelle" er- 
setzt. 


18. In § 40 Abs. 2 werden die Worte „Vierte An- 
passungsgesetz-KOV vom 24. Juli 1972 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1284)" durch die Worte „Gesetz 
über die Angleichung der Leistungen zur Reha- 
bilitation vom 7. August 1974 (Bundesgesetzbl. J 
S. 1881)" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


16. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zivildienst leisten Dienstpflichtige, 
die das achtundzwanzigste Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. Dienstpflichtige, die 

1. wegen ihrer beruflichen Ausbildung 
während des Grundwehrdienstes vorwie- 
gend militärfachlich (§ 5 Abs. 1 und § 40 
des Wehrpflichtgesetzes) verwendet wor- 
den wären, 

2. mit ihrem Einverständnis dafür vorgese- 
hen sind, nach Abschluß ihrer beruflichen 
Ausbildung besondere Aufgaben im Zi- 
vildienst zu erfüllen oder 

3. wegen einer Verpflichtung zur Leistung 
eines mindestens zweijährigen Entwidc- 
lungsdienstes nicht zum Zivildienst her- 
angezogen werden (§ 14 a), 

leisten Zivildienst bis zur Vollendung des 
zweiunddreißigsten Lebensjahres. " 

b) unverändert 


c) unverändert 


17. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Während der Dauer eines Arbeitskampfes, 
durch den die Beschäftigungsstelle unmittel- 
bar betroffen ist, darf der Dienstleistende 
nicht mit einer Tätigkeit beschäftigt werden, 
die in der Beschäftigungsstelle infolge des 
Arbeitskampfes nicht ausgeübt wird." 

b) unverändert 


17a. In § 35 Abs. 4 Satz 4 werden die Worte „auf 
Antrag" gestrichen. 

18. In § 40 Abs. 2 werden die Worte „Vierte An- 
passungsgesetz-KOV vom 24. Juli 1972 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1284)" durch die Worte „Siebente 
Anpassungsgesetz-KOV vom 9. Juni 1975 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1321)" ersetzt. 
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19. § 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 19. unverändert 

a) In Nummer 6 werden die Zahlen „14, 14 a, 

15, 15 a'' durch die Zahlen „14 bis 15 a" er- 
setzt. 

b) Nummer 10 erhält folgende Fassung: 

„10. die Feststellung der Berechtigung, den 
Kriegsdienst mit der Waffe zu verwei- 
gern, zurückgenommen oder wider- 
rufen ist." 


20. In § 44 Abs. 2 wird die Zahl „3" durch die 20. unverändert 
Zahl „4" ersetzt. 


21. § 72 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 21. unverändert 

„(1) Gegen Bescheide der Ausschüsse für 
Kriegsdienstverweigerer ist der Widerspruch 
nicht gegeben, über den Widerspruch gegen 
andere Verwaltungsakte aufgrund dieses Ge- 
setzes entscheidet das Bundesamt." 


22. § 74 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 


„Gegen den Bescheid des Ausschusses für 
Kriegsdienstverweigerer kann auch der Bundes- 
minister der Verteidigung Anfechtungsklage er- 
heben." 


23. In § 75 Abs. 1 werden nach den Worten „soweit 
es" die Worte „die Entscheidung des Ausschus- 
ses für Kriegsdienstverweigerer," eingefügt. 


22. § 74 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „gegen" 
die Worte „den Bescheid des Ausschusses 
für Kriegsdienstverweigerer," eingefügt. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Gegen den Bescheid des Ausschusses für 
Kriegsdienstverweigerer kann auch der 
Bundesminister der Verteidigung Anfech- 
tungsklage erheben." 

c) Nach Satz 2 werden folgende neuen Sätze 3 
und 4 angefügt: 

„Vor Anordnung der auf schiebenden Wir- 
kung der Anfechtungsklage gegen den Be- 
scheid des Ausschusses für Kriegsdienstver- 
weigerer hat das Gericht den Bundesminister 
der Verteidigung zu hören. Im übrigen hat 
das Gericht vor Anordnung der aufschieben- 
den Wirkung oder Aufhebung der Vollzie- 
hung das Bundesamt zu hören. 


23. unverändert 


24. § 76 wird gestrichen. 


24. unverändert 
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25. § 79 wird wie folgt geändert: 25. unverändert 

a) In Nummer 2 werden die Worte „Abs. 2" 
durch die Worte „Abs. 3" ersetzt. 

b) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Wehrpflichtige, die die Feststellung ihrer 
Berechtigung, den Kriegsdienst mit der 
Waffe zu verweigern, nach § 26 a Abs. 1 
des Wehrpflichtgesetzes beantragt ha- 
ben oder deren Antrag nach § 26 b 
Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes durch 
die Erklärung als ersetzt gilt, können 
zum Zivildienst herangezogen werden, 
bevor über die Berechtigung entschie- 
den ist." 

c) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

„6. § 15 a Abs. 1 findet Anwendung, wenn 
der Kriegsdienstverweigerer binnen vier 
Wochen nach Eintritt des Verteidigungs- 
falles nachweist, daß er in einem Ar- 
beitsverhältnis mit üblicher Arbeitszeit 
in einer anerkannten Beschäftigungs- 
stelle (§ 4) tätig ist. § 15 a Abs. 2 findet 
keine Anwendung." 


Artikel 3 
Übergangsvorschriften 


§ 1 

Haben Soldaten und ungediente Wehrpflichtige, 
die nach ihrer Einberufung zum Wehrdienst oder 
nach der schriftlichen Benachrichtigung, daß sie als 
Ersatz für Ausfälle kurzfristig einberufen werden 
können, sowie gediente Wehrpflichtige einen Antrag 
auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer nach 
§ 26 des Wehrpflichtgesetzes in der bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung gestellt, 
über den noch nicht unanfechtbar entschieden wor- 
den ist, so gilt folgendes: 

1. Anträge gelten als Anträge im Sinne des § 26 a 
Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes, auf die das Ver- 
fahren nach den §§ 1 a bis 1 c des Zivildienstge- 
setzes anzuwenden ist. Die Frist des § 19 Abs. 2 
Satz 2 des Zivildienstgesetzes beginnt mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

2. Entscheidungen der Prüfungsausschüsse und Prü- 
fungskammern für Kriegsdienstverweigerer so- 
wie der Verwaltungsgeridite, die die Berechti- 
gung, den Kriegsdienst mit der Waffe zu ver- 
weigern, feststellen, werden mit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes unanfechtbar. 


Artikel 3 

Übergangsvorschriften 


§ 1 

Haben Soldaten und ungediente Wehrpflichtige, 
die zum Wehrdienst einberufen sind oder schrift- 
lich benachrichtigt sind, daß sie als Ersatz für Aus- 
fälle kurzfristig einberufen werden können, sowie 
gediente Wehrpflichtige einen Antrag auf Aner- 
kennung als Kriegsdienstverweigerer nach § 26 des 
Wehrpflichtgesetzes in der bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Fassung gestellt, über 
den noch nicht unanfechtbar entschieden worden ist, 
so gilt folgendes: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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3. Gegen einen vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ergangenen ablehnenden Bescheid des Prüfungs- 
ausschusses oder der Prüfungskammern für 
Kriegsdienstverweigerer kann der Antragsteller 
Klage beim Verwaltungsgericht erheben? er ist 
hierüber vom Kreiswehrersatzamt schriftlich zu 
belehren. Die Klage ist ausgeschlossen nach Ab- 
lauf von drei Monaten nach Zugang der Beleh- 
rung? hierauf ist in der Belehrung hinzuweisen. 

§ 2 

Haben andere ungediente Wehrpflichtige einen 
Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstverweige- 
rer nach § 26 des Wehrpflichtgesetzes in der bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung ge- 
stellt, über den noch nicht unanfechtbar entschie- 
den worden ist, so gilt folgendes: 

1. Die Anträge auf Anerkennung als Kriegsdienst- 
verweigerer gelten als Erklärung im Sinne des 
§ 26 Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes. 

2. Entscheidungen über Anträge auf Anerkennung 
als Kriegsdienstverweigerer gelten als nicht er- 
gangen. 

§ 3 

Soweit nach den §§ 1 und 2 Rechtsstreitigkeiten 
vor den Verwaltungsgerichten erledigt sind, sind die 
außergerichtlichen Kosten wie bei einer Anerken- 
nung als Kriegsdienstverweigerer zu erstatten? Ge- 
richtskosten werden nicht erhoben, 

§ 4 

Kriegsdienstverweigerer, die nach § 15 a Abs. 1 
des Zivildienstgesetzes in der bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Fassung nicht zum Zivil- 
dienst herangezogen worden sind, werden nicht 
mehr zum Zivildienst einberufen, wenn sie bis zur 
Vollendung des fünfundzwanzigsten Lebensjahres 
nachweisen, daß sie mindestens zweieinhalb Jahre 
freiwillig in einem Arbeitsverhältnis mit üblicher 
Arbeitszeit in einer Kranken- oder Heil- und Pflege- 
anstalt tätig waren. 

§5 

Zivildienstpflichtige, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes zum Zivildienst einberufen worden sind, 
werden nach einer Dienstleistung von sechzehn Mo- 
naten entlassen. 


Artikel 4 

Weitergeltung anderer Vorschriften 

Bis zum Inkrafttreten der in § 1 c des Zivildienst- 
gesetzes in der Fassung des Artikels 2 Nr. 2 vorge- 
sehenen Rechtsverordnung gelten die aufgrund des 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
3. unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 


§ 5 

unverändert 


Artikel 4 
unverändert 
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§ 22 des Wehrpflichtgesetzes in der bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung erlassenen 
entsprechenden Vorschriften der Musterungsverord- 
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. März 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 671). 


Artikels Artikels 

Bereinigung anderer Vorschriften unverändert 

Soweit in anderen Vorschriften Bezeichnungen 
verwendet werden, die durch dieses Gesetz geändert 
werden, treten an ihre Stelle die entsprechenden Be- 
zeichnungen dieses Gesetzes. 


Artikel 5 a 

Änderung des Vertrauensmänner- Wahlgesetzes 

Das Vertrauensmänner- Wahlgesetz vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1052), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Soldatengeset- 
zes und des Vertrauensmänner-Wahlgesetzes vom 
25. April 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 1005), wird wie 
folgt geändert: 

§ 3 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. derjenigen Soldaten, die die Feststellung ihrer 
Berechtigung, den Kriegsdienst mit der Waffe 
zu verweigern, beantragt haben und über de- 
ren Antrag noch nicht rechtskräftig entschieden 
worden ist,“. 


Artikel 5 b 

Änderung der Wehrdisziplinarordnung 

Die Wehrdisziplinarordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. September 1972 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1665), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Soldatengesetzes, des Sol- 
datenversorgungsgesetzes und der Wehrdisziplinar- 
ordnung vom 6. August 1975 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2113), wird wie folgt geändert: 

1. § 68 Abs. 2 Satz 6 erhält folgende Fassung: 

„Nicht zu benennen sind ferner Soldaten oder 
frühere Soldaten, die die Feststellung ihrer Be- 
rechtigung, den Kriegsdienst mit der Waffe zu 
verweigern, beantragt haben und über deren 
Antrag noch nicht rechtskräftig entschieden wor- 
den ist.“ 

2. § 72 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Ehrenamtliche Richter, die die Feststellung ihrer 
Berechtigung, den Kriegsdienst mit der Waffe 
zu verweigern, beantragt haben, können bis zum 
reditskräftigen Abschluß des Feststellungsver- 
fahrens ihr Amt nicht ausüben.“ 


22 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4841 


Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 6 

Neufassung von Gesetzen 

(1) Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, das Wehrpflichtgesetz in der sich aus die- 
sem Gesetz ergebenden Fassung bekanntzumachen, 
die Paragraphenfolge zu ändern und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, das Zivildienstgesetz in der 
sich aus diesem Gesetz ergebenden Fassung bekannt- 
zumachen, die Paragraphenfolge zu ändern und da- 
bei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel? Artikel? 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1976 in Kraft 
düng in Kraft. 


Artikel 6 
unverändert 
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